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Niederschrift

Uber die 6ffentliche Sitzung
des Bauausschusses vom 11.07.2017
im Sitzungssaal des Rathauses

Alle Mitglieder sind ordnungsgemal} geladen. Erschienen sind nachstehende Mitglieder, also
mehr als die Halfte:

Erster Bilrgermeister, Vorsitzender

Norbert Stumpf

Ausschussmitglieder

Christian Dirsch
Hans-Jurgen Leyh
Dr. Christian Pfeiffer
Wolfgang Seuberth

Schriftfihrer

Michael Franz

Die Beschlussfahigkeit ist damit hergestellt.
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Tagesordnung:
11. Fragen aus der Zuhorerschaft
12. Antrag auf Vorbescheid zur Neuerrichtung einer Wohnanlage mit 53 Wohnein-

heiten und Tiefgaragen auf den Grundstiicken Fl.-Nrn. 157 und 157/2, Nahe Willi-
Hohnekopp-Stralie

13. Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von 2 Doppelhaushélften in zweiter Reihe
auf dem Grundstlick Fl.-Nr. 485/421, Meilwaldstrafle 6

14. Bebauungsvorschlag zur Errichtung eines barrierefreien Mehrfamilienwohnhau-
ses mit 6 - 8 Wohneinheiten auf dem Grundstiick Fl.-Nr. 94/1, Hans-Paulus-
Stralle 20

15. Kenntnisnahmen und Anfragen

Der Vorsitzende eréffnet die Sitzung um 18:30 Uhr.

Einwendungen zur Ladung, zur Tagesordnung und gegen die Niederschrift der dffentlichen
Sitzung am 09.05.2017 werden nicht erhoben.

Lfd. Nr. 11 - Fragen aus der Zuhoérerschaft

Aus den Reihen der Zuhdrer werden keine Fragen gestellt.

Lfd. Nr. 12 - Antrag auf Vorbescheid zur Neuerrichtung einer Wohnanlage mit 53
Wohneinheiten und Tiefgaragen auf den Grundstucken Fl.-Nrn. 157 und 157/2, N&he
Willi-H6hnekopp-StralRe

Sachverhalt:

Die fur die Baumaflinahmen vorgesehenen Grundstiicke liegen in einem Gebiet ohne Be-
bauungsplan, das nach dem aktuellen Flachennutzungsplan als Mischgebiet (MI) ausgewie-
sen ist. MAgliche Baumal3nahmen richten sich nach den Vorgaben des § 34 BauGB.

Bei der vorgesehenen Bebauung handelt es sich um Neubaumalfinahmen auf bisher unbe-
bautem Grund. Eine Verletzung der Vorgaben des 8 34 BauGB ,Zulassigkeit von Vorhaben
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile® ist nicht zu erkennen.
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Die Verwaltung vertritt, entgegen der Auffassung des Landratsamtes, die Meinung, dass es
fur die Beurteilung der Zulassigkeit eines Bauvorhabens im unbeplanten Innenbereich nicht
darauf ankommt ob etwa die Festlegungen eines Flachennutzungsplanes eingehalten wer-
den oder nicht. Dieser Frage kommt aber erhebliche Bedeutung zu — und stellt in vielen Be-
reichen des Gemeindegebietes immer wieder ein Problem dar — da das Landratsamt auch
fur jedes einzelne Baugrundstick auf der Einhaltung der 50:50-Mischung Gewerbe-Wohnen
besteht, allenfalls bereit ist, dieses Verhaltnis auf etwas 30:70 zu reduzieren. Eine Entschei-
dung hierzu durch die Baugenehmigungsbehérde bei dem ebenfalls zur Diskussion stehen-
den Nachbargrundstiick steht jedenfalls noch aus.

Eine weitere wichtige Voraussetzung zur Zulassigkeit des geplanten Vorhabens ist die gesi-
cherte ErschlieBung. Wenn man bedenkt, dass hier 53 neue Wohneinheiten entstehen sol-
len, zuziglich den auf dem Nachbargrundsttick bereits mit Vorbescheid beantragten 15 neu-
en Wohneinheiten plus Gewerbeflachen kommt natirlich sofort die Frage nach der erforder-
lichen Leistungsfahigkeit der kommunalen Infrastruktur auf. Die Wasserleitungen, die Kanéle
und die Strallen und Gehwege gehdren zu den altesten nach 1945 erbauten Einrichtungen
und befinden sich einem dementsprechenden Zustand und einer den damaligen Verhaltnis-
sen angepassten Dimensionierung. Momentan laufen Untersuchungen durch ein beauftrag-
tes Ingenieurbiro um Zustand und Leistungsfahigkeit der Anlagen auf Ihre Eignung fur eine
verdichtete Bebauung mit der entsprechenden Schaffung von Wohneinheiten hin zu tber-
prufen. In diesem Zusammenhang ist auch die oOrtliche Verkehrsinfrastruktur mit zu beden-
ken, da dringend eine Anbindung des geplanten Radweges entlang der Bahntrasse vom
Mausloch Richtung Norden an das bestehende StraRennetz der Gemeinde bendgtigt wird.

Da es sicher im Interesse der Gemeinde liegt, dringend bendtigten Wohnraum im Rahmen
der Nachverdichtung bzw. Nutzung der vorhandenen Ressourcen auch ohne die zusatzliche
Versiegelung von Grund und Boden zu schaffen, empfiehlt die Verwaltung, mit entsprechen-
den Auflagen, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen.

Beschluss:

Wegen der zu erwartenden erheblichen Auswirkungen auf das Ortsbild und damit zusam-
menhangender wichtiger gemeindlicher Belange wird der Antrag auf Vorbescheid bzgl. der
Errichtung einer Wohnanlage mit 53 Wohneinheiten und Tiefgaragenstellplatzen auf dem
Grundstiick Fl.-Nrn. 157 und 157/2, Nahe Willi-Honekopp-Strafl3e, zur abschlie3enden Bera-
tung und Beschlussfassung an den Gemeinderat weitergeleitet.

Nach Meinung des Bauausschusses kénnte das gemeindliche Einvernehmen unter folgen-
den Bedingungen und Auflagen erteilt werden:

1. Die ErschlieBung, insbesondere mit Wasser, Kanal und 6ffentlichen Verkehrsflachen
muss gesichert und geeignet sein, die zusatzliche Zahl von Wohneinheiten und Ge-
werbeflachen aufzunehmen; dies kann momentan noch nicht verbindlich bestatigt
werden.

2. Die Vorstellungen der Gemeinde bezlglich der Realisierung der drtlichen Verkehrsinf-
rastruktur sind einvernehmlich unter Einbeziehung eines Verkehrsplaners zu regeln.

3. Die Stellplatz- und Garagensatzung der Gemeinde Bubenreuth ist einzuhalten; den
Belangen der Zweiradfahrer ist in angemessener Weise Rechnung zu tragen (Anzahl
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und Ausgestaltung von Fahrradabstellplatzen etc.).

4. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse missen gewabhrt blei-
ben.

5. Ein Nachweis der Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossflachenzahl (GFZ) im Sinne
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) ist vorzulegen.

6. Wenn irgend moglich, sollte der Soziale Wohnungsbau ausreichend mit bedacht wer-
den.

Anwesend: 5 /mit 5 gegen 0 Stimmen

Lfd. Nr. 13 - Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von 2 Doppelhaushalften in zweiter
Reihe auf dem Grundstuck Fl.-Nr. 485/421, Meilwaldstrafie 6

Sachverhalt:

Das zur Bebauung vorgesehene Grundstick liegt im Geltungsbereich des rechtskraftigen
Bebauungsplanes Nr. 5/3 ,Stidhang®; es entspricht nicht dessen Festsetzungen.

Im rickwartigen, sidlichen, Grundstiicksteil ist laut Bebauungsplan tberhaupt keine Bebau-
ung vorgesehen. Das Grundsttick ist mit 1.316 m? jedoch ausreichend grof3 dimensioniert um
die beabsichtigte Anzahl von 3 Wohneinheiten (1 x Bestandsgebaude, 2 x Doppelhaushalf-
ten) bequem aufnehmen zu kénnen. Der noch verbleibende Abstand zur sudlichen Grund-
stiicksgrenze am Ortsrand mit anschlieBendem Landschaftsschutzgebiet orientiert sich dabei
an der vorhandenen, jingsten Bebauung, die den damaligen Empfehlungen des Bauaus-
schusses entspricht. Auch der Entwurf des in Uberarbeitung befindlichen Bebauungsplanes
~oUudhang” (Aufstellungsbeschluss ist bereits erfolgt), sieht ein Baufenster in der beantragten
GroR3e vor. Da sowohl die Zufahrt zum Hinterliegergrundstiick zufriedenstellend gelost ist als
auch die Vorgaben der gemeindlichen Stellplatz- und Garagensatzung — tGiber die Erforder-
nisse des Bebauungsplanes hinaus — eingehalten werden, sollte das gemeindliche Einver-
nehmen mit den entsprechenden Befreiungen erteilt werden.

Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen zum Antrag auf Vorbescheid zur Errichtung von 2 Doppel-
haushalften in zweiter Reihe auf dem Grundstick Fl.-Nr. 485/421, Meilwaldstral3e 6, wird er-
teilt da anzunehmen ist, dass das Vorhaben den kinftigen Festsetzungen der Bebauungs-
plananderung nicht entgegensteht.

Der Bauausschuss halt im Ubrigen die im Verwaltungsentwurf vorgesehene Unterteilung des
Areals sidlich der Meilwaldstral3e in Nutzungsschablone B (Einzel- und Doppelhauser) und
C (nur Einzelh&user) fur nicht erforderlich; es soll lediglich Nutzungsschablone B zur Anwen-
dung kommen.

Auf dieser Basis werden Befreiungen von folgenden Festsetzungen des rechtskraftigen Be-
bauungsplanes Nr. 5/3 ,Stdhang“ gewahrt:
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1. Uberschreiten der Baugrenzen; Abstand des neuen Baufensters zum Ortsrand/zur
freien Landschaft (LSG) beim stdwestlichen Grenzpunkt muss mindestens 19,0 m,
beim sudostlichen Grenzpunkt mindestens 20,0 m betragen

2. Anderung der Bauweise in Il (E+l)

3. Anderung der Dachneigung in Flachdach oder Satteldach bis max. 30° Dachneigung;
Dachaufbauten sind nicht zuléassig

Die Stellplatz- und Garagensatzung der Gemeinde Bubenreuth ist einzuhalten.

Anwesend: 5 /mit 4  gegen 1 Stimmen

Lfd. Nr. 14 - Bebauungsvorschlag zur Errichtung eines barrierefreien Mehrfamilien-
wohnhauses mit 6 - 8 Wohneinheiten auf dem Grundstick Fl.-Nr. 94/1, Hans-Paulus-
StralRe 20

Sachverhalt:

Das zur Bebauung vorgesehene Grundstick liegt in einem Gebiet ohne Bebauungsplan;
gem. dem aktuellen Flachennutzungsplan der Gemeinde Bubenreuth ist es als Allgemeines
Wohngebiet (WA) ausgewiesen. Einschlagige Vorgaben fur eine Bebauung liefert der § 34
BauGB.

Nach Meinung der Verwaltung wirde sich das geplante Mehrfamilienhaus in die Eigenart der
naheren Umgebung einfigen. Die Erschliel3ung ist gesichert und weder gesunde Wohnver-
haltnisse noch das Ortsbild werden beeintrachtigt. Selbstverstandlich missen sowohl die
Vorgaben der BayBO als auch die Belange der gemeindlichen Stellplatz- und Garagensat-
zung beachtet werden.

Werden die 0.g. Bedingungen durch die Bauantragsteller eingehalten, dann sollte das
gemeindliche Einvernehmen in Aussicht gestellt werden.

Beschluss:

Das geplante Mehrfamilienhaus fugt sich in die Eigenart der naheren Umgebung ein. Die Er-
schlief3ung ist gesichert und weder gesunde Wohnverhaltnisse noch das Ortsbild werden
beeintrachtigt. Die Vorgaben der BayBO als auch die Belange der gemeindlichen Stellplatz-
und Garagensatzung mussen beachtet werden.

Sollten die 0.g. Bedingungen durch die Bauantragsteller eingehalten werden, dann kann das
gemeindliche Einvernehmen in Aussicht gestellt werden. Eine abschlieRende Stellungnahme
kann aber erst nach Vorliegen der kompletten Bauantragsunterlagen abgegeben werden.

Anwesend: 5 /mit 5 gegen 0 Stimmen
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Lfd. Nr. 15 - Kenntnisnahmen und Anfragen

Der Vorsitzende gibt das Folgende zur Kenntnis:

1. Es liegt ein Bebauungsvorschlag zur Errichtung eines Doppelhauses mit Carport auf
dem Grundstick Fl.-Nr. 382/74, Hochreuth 3, zur Stellungnahme vor. Zur Verwirkli-
chung dieses Bauvorhabens waren Befreiungen von den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes ,Brauningshofer Wegacker notwendig. Unproblematisch scheinen
Befreiungen im Hinblick auf die Drehung der Firstrichtung sowie Situierung und
Dachform der Carports. Noch nicht behandelt wurde Befreiungen im Hinblick auf die
max. Belichtungsflache (Anzahl und Grél3e) von Dachflachenfenstern. Eine entspre-
chende Abstimmung durch die Bauausschussmitglieder wird per E-Mail durchgefihrt
und dient als Basis fir die Behandlung des Vorgangs im Rahmen der laufenden Ver-
waltung.

2. Es liegt ein Bebauungsvorschlag zur Errichtung eines Einfamilienhauses auf einer neu
zu bildenden Grundstiicksteilflache an der Rathsberger Steige 3a zur Stellungnahme
vor. Es handelt sich um ein zweigeschossiges Gebaude mit den Ausmalfien von rund
10,0 x 11,0 Metern und flachgeneigtem Satteldach mit 20° Dachneigung sowie Car-
port und Stellplatz. Nach mehrheitlicher Meinung der anwesenden Bauausschussmit-
glieder wirde sich das Vorhaben in die Eigenart der naheren Umgebung einfligen; die
Vorgaben des 8 34 BauGB werden eingehalten. Der noch zu stellende Bauantrag
kann auf dieser Grundlage im Rahmen der laufenden Verwaltung an die Baugeneh-
migungsbehdrde weitergereicht werden.

Von Seiten der anwesenden Bauausschussmitglieder werden keine Anfragen gestellt.

Ende: 19:30 Uhr

Norbert Stumpf Michael Franz
Vorsitzender Schriftfihrer



	Name
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	FAuswirkung
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	FLD_Gremium
	FLD_Datum

